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A. Bekanntmachungen des Landkreises 
 
I.) 3. Satzung zur Änderung der Hauptsat-

zung des Landkreises Oder-Spree 
 
3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree 
 
Aufgrund des § 131 in Verbindung mit §§ 4 Abs. 1, 
28 Nr. 2 der Kommunalverfassung des Landes 
Brandenburg (BbgKVerf) vom 18. Dezember 2007 
(GVBl. I S. 186) hat der Kreistag des Landkreises 
Oder-Spree in seiner Sitzung am 22.06.2011 folgen-
de Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 2. 
Änderungsatzung vom 24.03.2010 beschlossen. 
 
Artikel 1 
 
Die Hauptsatzung des Landkreises Oder-Spree vom 
22.10.2008 (Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree 
vom 14.11.2008 Nr. 15) in der Fassung der zweiten 
Änderungssatzung vom 24.03.2010 (Amtsblatt für 
den Landkreis Oder-Spree vom 28.05.2010 Nr. 6) 
wird wie folgt geändert: 
 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
 
In der Überschrift wird nach dem Wort „Kreistages“ 
ein Komma und das Wort „Fraktionen“ angefügt. 
 
Die bisherigen Sätze 1 und 2 werden zu Absatz 1 
 
Neu angefügt wird folgender Absatz 2: 
 

(2) Kreistagsabgeordnete können sich zu Frak-
tionen zusammenschließen. Eine Fraktion 
besteht aus mindestens 4 Mitgliedern. Je-
der/Jede Kreistagsabgeordnete kann nur ei-
ner Fraktion angehören. Das Nähere regelt 
die Geschäftsordnung. 

 
Artikel 2 
 
Inkrafttreten 
 
Die 3. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung des 
Landkreises Oder-Spree tritt am Tage nach der 
Bekanntmachung in Kraft. 
 
Beeskow, den 27.06.2011 
 
 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 3. Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung des Landkreises Oder wird im Amts-
blatt für den Landkreis Oder-Spree öffentlich be-
kannt gemacht. 
 
Außerdem wird darauf hingewiesen, dass die Verlet-
zung von Verfahrens- und Formvorschriften der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) gegen die vorstehende Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer öffentlichen Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

Dies gilt nicht, wenn 

-  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
-  die Satzung nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden ist, 
-  der Landrat den Beschluss des Kreistages 

vorher beanstandet hat  
oder 
- der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber 

dem Landkreis vorher gerügt und dabei 
- die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-

che bezeichnet worden ist, die den Mangel 
ergibt. 

 
Beeskow, 27.06.2011 
 
 
M. Zalenga 
Landrat 
 
 
II.) Beschlüsse des Kreistages vom 22.06.2011 

 
1.) Fremdnutzung von Schulräumen in Träger-

schaft des Landkreises Oder-Spree 

(Beschluss-Nr. Fraktion SPD & B90/Die 
Grünen/2/17/2011) 
 
Der Kreistag beauftragt die Kreistagsverwaltung, 
schulische Räume der Schulen in Trägerschaft des 
Landkreises über die rein schulischen Zwecke hinaus 
nutzbar zu machen. 
Dazu soll eine Satzung zur Fremdnutzung der 
Schulräume erarbeitet werden. 

In der Satzung soll unter anderem folgendes geregelt 
werden: 

Politische Parteien und Gruppierungen sind von der 
Nutzung ausgeschlossen. 
Die Nutzung ist im Einvernehmen mit den betreffen-
den Schulen zu regeln. Letztendlich entscheiden die 
Schulen über die Nutzung ihrer Räume entsprechend 
der Satzung. 
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Nutzungsentgelte sollen zu einem angemessenen Teil 
den betreffenden Schulen zugute kommen. 
 
 
2) 5. Gesundheitsbericht des Landkreises Oder-

Spree (Psychiatriebericht 2010) 

(Beschluss-Nr. 017/17/2011) 
 
Der Kreistag nimmt den 5. Gesundheitsbericht 
einschließlich der vorgeschlagenen Schlussfolgerun-
gen als Arbeitsgrundlage für die nächsten 5 Jahre zur 
Kenntnis. 
 
 
3.) Abberufung der Gleichstellungsbeauftragten 

(Beschluss-Nr. 018/17/2011) 
 
Der Kreistag beschließt zum 01. Juli 2011 Frau 
Wanda Nikulka aus gesundheitlichen Gründen von 
der Funktion der Gleichstellungsbeauftragten zu 
entbinden. 
 
 
4) Berufung der/des Gleichstellungsbeauftragten 

(Beschluss-Nr. 019/17/2011) 
 
Der Kreistag beschließt, Frau Birgit Bartolf, ab 
01.07.2011 zur Gleichstellungsbeauftragten zu 
berufen. 
 
 
5.) Veränderungen in den Ausschüssen 

(Beschluss-Nr. ohne/17/2011) 
 
Der Kreistag des Landkreises Oder-Spree stimmt 
folgenden Veränderungen in den Ausschüssen zu: 

Bildungsausschuss: 
Die Fraktion SPD & B90/Die Grünen benennt 
Herr Jens Liebelt als sachkundigen Bürger in den 
Ausschuss 

Ausschuss für Soziales und Gesundheit: 
Für Herrn Sven Oberländer, Fraktion Die Linke; 
wird Herr Lothar Nachtigall zum Mitglied und  
Herr Horst Lang als sachkundiger Bürger berufen 

Ausschuss für Bauen, Umwelt und Verkehr: 
Für Herrn Stephan Wende, Fraktion Die Linke, wird 
Herr Klaus Meyer zum Mitglied und  
Herr Lothar Nachtigall als stellvertretendes Mitglied 
berufen 

Ausschuss für Bildung, Kultur und Sport: 
Frau Helga Pickart, Fraktion Die Linke, wird als 
stellvertretendes Mitglied berufen 

 
Finanzausschuss: 
Als stellvertretende Mitglieder der Fraktion Die 
Linke werden Frau Monika Pooch,  
Herr Klaus Meyer und Herr Lothar Nachtigall 
berufen 

Jugendhilfeausschuss: 
Frau Monika Pooch, Fraktion Die Linke, wird 
mehrheitlich in den Jugendhilfeausschuss gewählt 

Regionalversammlung der Regionalen Planungsge-
meinschaft Oderland-Spree  

Herr Klaus Meyer wird als Stellvertreter für  
Herrn Peter Engert berufen. 

Im Verwaltungsrat der format gGmbH wird für 
Herrn Stephan Wende, Faktion Die Linke,  
Herr Lothar Nachtigall berufen 
 
In der Fraktion BJA/BVOS & BVB/50Plus werden 
folgende Veränderungen wirksam: 
Zum 01.07.2011 wird Herr Lothar Kuchling neuer 
Fraktionsvorsitzender,  
Stellvertreter Herr Dr. Jürgen Schröter. 
 
Kreisausschuss: 
Ab 01.07.2011 wird Herr Lothar Kuchling zum 
Mitglied und Herr Dr. Jürgen Schröter als stellver-
tretendes Mitglied berufen. 
 
Ausschuss für Ordnung, Recht, Landwirtschaft und 
Wirtschaft: 
Herr Dr. Schröter wird ab 01.07.2011 zum Mitglied 
und Herr Lothar Kuchling als stellvertretendes 
Mitglied berufen. 
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B.) Bekanntmachungen des Landrates als untere Landesbehörde 

  
 

C.) Bekanntmachungen anderer Stellen  
 
I.) Bekanntmachungen des Märkischen 

Abwasser- und Wasserzweckverbandes 

 
1.) 4. Änderung zur Verbandssatzung 

 
 
 
 
 

 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 15711 Königs Wusterhausen 
Telefon: (03375) 2 56 88 23     Fax: (03375) 2 56 88 26 
 

4. Änderungssatzung 
zur 

Verbandssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes 
(MAWV) 

 
Gemäß § 20 Absatz 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I S. 
202), sowie des § 6 Absatz 1 Ziffer 4 der Verbandssatzung hat die Verbandsversammlung des Märkischen Abwasser- 
und Wasserzweckverbandes am 16. Juni 2011 nachfolgende 4. Änderungssatzung zur Verbandssatzung beschlossen. 
 

I. 

Die Verbandssatzung des MAWV vom 04.09.2008 in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 06.05.2010 und der 3. 
Änderungssatzung vom 02.12.2010 wird wie folgt geändert: 

Anlage 2 wird wie folgt geändert: 
 
Lfd. Nr. Mitglieder Einwohner per 30.06.2010 Stimmenzahl 
1 Bestensee 6.681 7 

2 Blankenfelde-Mahlow 
für den Ortsteil Groß Kienitz 

 
297 

 
1 

    
3 Königs Wusterhausen 34.002 35 
    
4 Schönefeld 13.144 14 
    
5 Mittenwalde 

mit den Ortsteilen Brusendorf 
                             Gallun 
                             Ragow 
                             Schenkendorf 
                             Telz 

2.192 
404 
616 

1.798 
1.122 

403 

 

  6.535 7 
6 Zossen 

für den Ortsteil Schöneiche 
 

543 
 

1 
    
7 Wildau 9.914 10 
    
8 Zeuthen 10.316 11 
    
9 Eichwalde 6.161 7 
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0 Schulzendorf 7.670 8 
    
 Heidesee 

für die Ortsteile Friedersdorf 
                         Gussow 
                         Gräbendorf 
                         Bindow 
                         Dolgenbrodt 
                         Dannenreich 

 
1.915 

441 
698 
900 
349 
320 

 

  4.623 5 
    
12 Krausnick-Groß Wasserburg 625 1 
    
13 Märkisch Buchholz 788 1 
    
14 Märkische Heide 

für die Ortsteile Alt-Schadow 
                         Hohenbrück-Neu Schadow 
                         Plattkow 
                         Pretschen 

 
259 
229 
64 

294 

 
 

  846 1 
    
15 Münchehofe 497 1 
    
16 Storkow 

für die Ortsteile Kehrigk 
                          Limsdorf 

 
354 
299 

 

  653 1 
    
17 Tauche 

für den Ortsteil Werder 
 

96 
 

1 
    
18 Unterspreewald 849 1 
    
19 Berliner Wasserbetriebe  4 
  104.240,00 117 
 

II. 
Inkrafttreten 

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen,  17. Juni 2011 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher       Dienstsiegel 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Auf Grund der Bekanntmachungsanordnung für das Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II, S. 435), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 20.04.2006 (GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 16.06.2011 durch die Verbandsversammlung 
des Märkischen Abwasser- und Wasserzweckverbandes beschlossene 4. Änderungssatzung zur Verbandssatzung be-
kannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
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2.) Wasserversorgungsbeitragssatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Wasserversorgungsbeitragssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 
 
Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I. S. 
26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I. S. 202, 207), der §§ 4, 6 und 8 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I. 
202, 206), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.05.2009 (GVBl. I. 160)  hat die 
Verbandsversammlung des MAWV in ihrer Sitzung 
am  
16. Juni 2011 diese Satzung beschlossen. 

 
Inhaltsverzeichnis 

 
§ 1 Allgemeines 

§  2 Grundsatz 

§  3 Gegenstand der Beitragspflicht 

§ 4 Beitragsmaßstab 

§ 5 Beitragssatz 

§ 6 Beitragspflichtige 

§ 7 Entstehung der Beitragspflicht 

§ 8 Vorausleistungen 

§ 9 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 10 Ablösung durch Vertrag 

§  11 Umsatzsteuer 

§ 12 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 13 Anzeigepflicht 

§ 14 Datenverarbeitung 

§ 15 Ordnungswidrigkeiten 

§ 16 Sprachform 

§ 17 Inkrafttreten 

 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der 

Wasserversorgungssatzung jeweils eine recht-
lich selbstständige öffentliche Einrichtung 

a) zur zentralen Wasserversorgung im Ver-
sorgungsgebiet des ehemaligen Wasser- 
und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märkische 
Heide für die Ortsteile Plattkow, Pret-
schen, Hohenbrück-Neu Schadow und 
Alt-Schadow, Krausnick-Groß Wasser-
burg, Storkow für die Ortsteile Limsdorf 
und Kehrigk, Märkisch Buchholz, Mün-
chehofe, Unterspreewald und Tauche für 
den Ortsteil Werder (Versorgungsgebiet 
WAVAS). 

b) zur zentralen Wasserversorgung im übri-
gen Verbandsgebiet des MAWV. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung Beiträge zur Deckung seines Auf-
wandes für die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage ausschließlich der Kosten für 
den Hausanschluss. 

 
§ 2 

Grundsatz 
 
(1) Der Verband erhebt, soweit der Aufwand 

nicht durch Zuschüsse, Wassergebühren oder 
auf andere Weise gedeckt wird, für die Her-
stellung der öffentlichen Wasserversorgungs-
einrichtung Wasserversorgungsbeiträge zur 
Abgeltung der durch die Möglichkeit der In-
anspruchnahme gebotenen wirtschaftlichen 
Vorteile. 

(2) Der Wasserversorgungsbeitrag deckt nicht die 
Kosten für den Hausanschluss. 

 
§ 3 

Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 

die an die öffentliche Wasserversorgungsein-
richtung angeschlossen werden können und 
für die  

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-
werblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und 
baulich oder gewerblich genutzt werden 
dürfen, 

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung besteht. 
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(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche 
Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen, so unterliegt es der Beitrags-
pflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. Befindet 
sich das Grundstück im Außenbereich, unter-
liegt es der Beitragspflicht, soweit für dieses 
die Möglichkeit einer Inanspruchnahme der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung 
besteht und dem Grundstück dadurch ein 
wirtschaftlicher Vorteil entsteht.  

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - 
unabhängig von der Eintragung im Grund-
buch - der demselben Eigentümer gehörende 
Teil der Grundfläche, der selbständig baulich 
oder gewerblich genutzt werden kann und 
selbständig an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen werden kann. 

 
§ 4 

Beitragsmaßstab 
 

(1) Der Beitrag wird für die Wasserversorgung 
nach einem nutzungsbezogenen Maßstab be-
rechnet. Dabei ist die aufgrund dieser Satzung 
ermittelte Grundstücksfläche im Sinne des 
wirtschaftlichen Grundstücksbegriffes mit ei-
nem Faktor je Vollgeschoss zu multiplizieren. 
Zur Ermittlung des Beitrages werden im übri-
gen Verbandsgebiet des MAWV für das erste 
Vollgeschoss 100 % und für jedes weitere 
Vollgeschoss 15 % der anrechenbaren Grund-
stücksfläche in Ansatz gebracht (Vollge-
schossmaßstab). 

Im Versorgungsgebiet WAVAS beträgt der 
Nutzungsfaktor bei Grundstücken mit einer 
Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss: 1,0; 
für jedes weitere Vollgeschoss wird der Fak-
tor um 0,5 erhöht. 
Als Vollgeschoss gelten alle oberirdischen 
Geschosse, die über mindestens zwei Drittel 
ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 
2,30 m haben. Geschosse, die ausschließlich 
der Unterbringung haustechnischer Anlagen 
dienen (Installationsgeschosse), gelten nicht 
als Vollgeschoss.  

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt: 

1. bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplanes die gesamte Fläche, wenn 
für das Grundstück im Bebauungsplan 
bauliche oder gewerbliche Nutzung fest-
gesetzt ist, 

2. bei Grundstücken, die über die Grenzen 
eines Bebauungsplanes hinausreichen, die 
Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, 
wenn für diese bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist sowie die nach 

Buchstabe d) ermittelte Grundstücksflä-
che, 

3. bei Grundstücken, für die kein Bebau-
ungsplan besteht und die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen (§ 34 BauGB), die Gesamtfläche 
des Grundstücks, 

4. bei Grundstücken, die über die sich nach 
Buchstabe a) bis c) ergebenden Grenzen 
in den Innenbereich bzw. den Außenbe-
reich hinausreichen, die Flächen, die im 
Rahmen des wirtschaftlichen Grund-
stücksbegriffes baulich oder gewerblich 
nutzbar sind;  

5. bei bebauten Grundstücken im Außenbe-
reich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der 
an die Wasserversorgungsanlage anzu-
schließenden Baulichkeiten (gemessen an 
den Außenmauern) dividiert durch die 
Grundflächenzahl 0,2. Die so ermittelte 
Fläche wird diesen Baulichkeiten derge-
stalt zugeordnet, dass ihre Grenzen je-
weils im gleichen Abstand von den Au-
ßenwänden der Baulichkeit verlaufen, 
wobei bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch diese Zuord-
nung eine gleichmäßige Flächenergänzung 
auf dem Grundstück erfolgt. Sollte die so 
ermittelte Fläche im Einzelfall dem wirt-
schaftlichen Vorteil nicht entsprechen, 
wird die anrechenbare Grundstücksfläche, 
die im Rahmen des wirtschaftlichen 
Grundstücksbegriffes baulich oder ge-
werblich nutzbar ist.  

(3) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 1 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht 

aa) die darin festgesetzte höchstzulässi-
ge Zahl der Vollgeschosse; ist tat-
sächlich eine höhere Zahl von Voll-
geschossen vorhanden, ist diese zu 
Grunde zu legen, 

bb) bei Grundstücken, für die im Bebau-
ungsplan statt der Zahl der Vollge-
schosse die Höhe der baulichen An-
lagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, 
Industrie- und Sondergebieten i. S. 
von § 11 Absatz 3 BauNVO die 
durch 3,5 und in allen anderen Bau-
gebieten die durch 2,3 geteilte 
höchstzulässige Gebäudehöhe auf 
ganze Zahlen kaufmännisch gerun-
det, 

cc) bei Grundstücken, für die im Bebau-
ungsplan weder die Zahl der Vollge-
schosse noch die Höhe der baulichen 
Anlagen, sondern nur eine Baumas-
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senzahl festgesetzt ist, die durch 3,5 
geteilte höchstzulässige Baumassen-
zahl auf ganze Zahlen kaufmännisch 
gerundet, 

dd) die Zahl der tatsächlichen oder sich 
durch Umrechnung ergebenden 
Vollgeschosse, wenn aufgrund vor-
handener Bebauung oder aufgrund 
von Ausnahmen oder Befreiungen 
die Zahl der Vollgeschosse nach 
Buchstabe aa), die Gebäudehöhe 
nach Buchstabe bb) oder die Bau-
massenzahl nach Buchstabe cc) 
überschritten wird, 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht, 

aa) bei bebauten Grundstücken die Zahl 
der tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, mindestens jedoch die Zahl 
der baurechtlich auf dem Grundstück 
zulässigen Vollgeschosse,  

bb) bei unbebauten Grundstücken die 
Zahl der baurechtlich zulässigen 
Vollgeschosse,  

cc) wenn es in der näheren Umgebung 
an einer Bebauung fehlt, anhand de-
rer die überwiegende Zahl der Voll-
geschosse ermittelt werden kann, die 
Zahl der Vollgeschosse, die nach 
Bebauungsplanrecht auf dem jewei-
ligen Grundstück zulässig wäre, 
mindestens jedoch die tatsächlich 
vorhandenen Vollgeschosse, 

dd) bei Grundstücken, die mit einem 
Kirchengebäude bebaut sind, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, min-
destens jedoch die Zahl der bau-
rechtlich auf dem Grundstück zuläs-
sigen Vollgeschosse, 

ee) bei Grundstücken, auf denen nur ein 
Vollgeschoss besteht, obwohl die 
vorhandene Gebäudehöhe die Er-
richtung mehrerer Vollgeschosse er-
lauben würde, die Zahl der Vollge-
schosse, die sich ergibt, wenn man 
lit. a) bb) entsprechend anwendet. 

c) soweit in einem Bebauungsplan weder die 
Zahl der Vollgeschosse noch die Gebäu-
dehöhe bzw. die Baumassenzahl bestimmt 
ist, der in der näheren Umgebung über-
wiegend vorhandene Berechnungswert 
nach Buchstabe b) aa) bis dd). 

(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich 
einer Satzung über einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan liegen, sind zur Ermittlung 
der Beitragsflächen die Vorschriften entspre-
chend anzuwenden, wie sie bestehen für 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Sat-
zung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) die im Zusammenhang bebauten Ortsteile 
(§ 34 BauGB), wenn die Satzung keine 
Bestimmungen über das zulässige Nut-
zungsmaß enthält. 

 
§ 5 

Beitragssatz 
 

Der Beitragssatz für die erstmalige Herstellung der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung beträgt 
 
• im Versorgungsgebiet WAVAS: 0,71 € 
• im übrigen Verbandsgebiet  0,96 € 

 
je Quadratmeter beitragspflichtiger Fläche.  
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 

Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstückes ist. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Erbbauberech-
tigte beitragspflichtig.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungs-
recht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Ei-
gentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes vom 21. Septem-
ber 1994 (BGBl. I, S. 2457) genannten natür-
lichen und juristischen Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts. Die Beitragspflicht 
dieses Personenkreises entsteht nur, wenn 
zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbe-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung 
eines Erbbaurechts oder den Ankauf des 
Grundstückes gemäß den §§ 15 und 16 des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits 
ausgeübt und gegen den Anspruch des Nut-
zers keine der nach dem Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz statthaften Einreden und Ein-
wendungen geltend gemacht worden sind; an-
derenfalls bleibt die Beitragspflicht des 
Grundstückseigentümers unberührt. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner. 

 
§ 7 

Entstehung der Beitragspflicht 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das 

Grundstück an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage angeschlossen werden kann, frü-
hestens jedoch mit dem wirksamen Inkrafttre-
ten dieser Satzung. 
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(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 S. 1 entsteht die 
Beitragspflicht mit dem tatsächlichen An-
schluss der auf dem Grundstück vorhandenen 
Baulichkeit. 

 
§ 8 

Vorausleistungen 
 
Auf die künftige Beitragsschuld können Vorausleis-
tungen verlangt werden, sobald mit der Durchfüh-
rung der Maßnahmen begonnen worden ist. Die 
Vorausleistung darf 60 % der späteren Beitrags-
schuld nicht übersteigen. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab 
erhoben. Der § 6 gilt entsprechend. Eine entrichtete 
Vorausleistung wird bei der Erhebung des endgülti-
gen Beitrages gegenüber dem endgültigen Beitrags-
schuldner verrechnet.  
 

§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird durch Bescheid 
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung 
einer Vorausleistung. 
 

§ 10 
Ablösung durch Vertrag 

 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht 

noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach 
Maßgabe des in §§ 4 und 5 bestimmten Bei-
tragsmaßstabes und Beitragssatzes zu ermit-
teln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird 
die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

 
§ 11 

Umsatzsteuer 
 

Alle in dieser Satzung genannten Beiträge enthalten 
die gesetzliche Umsatzsteuer.  
 

§ 12 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter 

haben dem MAWV und dessen Beauftragten 
die für die Festsetzung und Erhebung der Ab-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können 
an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 
1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem erforderli-
chen Umfange zu helfen. 

 

§ 13 
Anzeigepflicht 

 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 

Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
benpflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhan-
den, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen, so hat die oder der Abgabepflichtige 
dies unverzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht 
für sie oder ihn, wenn solche Anlagen neu ge-
schaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
§ 14 

Datenverarbeitung 
 

Zur Ermittlung der Beitragspflichtigen und zur 
Festsetzung und Erhebung der Beiträge nach dieser 
Satzung ist die Verarbeitung der hierfür erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß der Vorschriften der Datenschutzgesetze 
beim MAWV bzw. bei deren Mitgliedsgemeinden 
zulässig. 
 

§ 15 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 
handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 12 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben erfor-
derlichen Auskünfte nicht erteilt, 

2. entgegen § 12 Absatz 2 verhindert, dass 
der MAWV und dessen Beauftragte an 
Ort und Stelle ermitteln können und die 
dazu erforderliche Hilfe verweigert, 

3. entgegen § 13 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich anzeigt, 

4. entgegen § 13 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berechnung 
der Abgabe beeinflussen, 

5. entgegen § 13 Absatz 2 die Neuschaffung, 
Änderung oder Beseitigung solcher Anla-
gen nicht schriftlich anzeigt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu € 5.000,00 geahndet werden.   

 
§ 16 

Sprachform 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Sprachform. 
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§ 17 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2011 
in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Auf Grund der Bekanntmachungsanordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II, S. 
435), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.04.2006 
(GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 16.06.2011 durch 
die Verbandsversammlung des Märkischen Abwas-
ser- und Wasserzweckverbandes beschlossene 
Wasserversorgungsbeitragssatzung bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
3.) Schmutzwasserbeitragssatzung 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Schmutzwasserbeitragssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 
 
Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I. S. 
26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I. S. 202, 207), der §§ 4, 6 und 8 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I. 
202, 206), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.05.2009 (GVBl. I. 160)  hat die 
Verbandsversammlung des MAWV in ihrer Sitzung 
am 16. Juni 2011 diese Satzung beschlossen. 
 

Inhaltsverzeichnis 
 
§ 1 Allgemeines 

§ 2 Grundsatz 

§ 3 Gegenstand der Beitragspflicht 

§ 4 Beitragsmaßstab 

§ 5 Beitragssatz 

§ 6 Beitragspflichtige 

§ 7 Entstehung der Beitragspflicht 

§ 8 Vorausleistungen 

§ 9 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 10 Ablösung durch Vertrag 

§ 11 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 12 Anzeigepflicht 

§ 13 Datenverarbeitung 

§ 14 Ordnungswidrigkeiten 

§ 15 Sprachform 

§ 16 Inkrafttreten 

 
§ 1 

Allgemeines 
 
(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der 

Schmutzwasserbeseitigungssatzung zur Be-
seitigung des in seinem Entsorgungsgebiet an-
fallenden Schmutzwassers 

a) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Gebiet des ehemaligen Wasser- und 
Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märki-
sche Heide für die Ortsteile Plattkow, 
Pretschen, Hohenbrück-Neu Schadow 
und Alt-Schadow, Krausnick-Groß 
Wasserburg, Storkow für die Ortsteile 
Limsdorf und Kehrigk, Märkisch Buch-
holz, Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Entsor-
gungsgebiet WAVAS), 

b) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet des MAWV, 

c) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 
im Gebiet des ehemaligen Wasser- und 
Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märki-
sche Heide für die Ortsteile Plattkow, 
Pretschen, Hohenbrück-Neu Schadow 
und Alt-Schadow, Krausnick-Groß 
Wasserburg, Storkow für die Ortsteile 
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Limsdorf und Kehrigk, Märkisch Buch-
holz, Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Entsor-
gungsgebiet WAVAS), 

d) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 
im übrigen Verbandsgebiet, 

als jeweils öffentliche Einrichtung. 

(2) Der MAWV erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung Beiträge zur Deckung seines Auf-
wandes für die zentrale öffentliche Schmutz-
wasserbeseitigungsanlage ausschließlich der 
Kosten für den Grundstücksanschluss 
(Schmutzwasserbeiträge). 

 
§ 2 

Grundsatz 
 

(1) Der Verband erhebt, soweit der Aufwand 
nicht durch Zuschüsse, Schmutzwassergebüh-
ren oder auf andere Weise gedeckt wird, für 
die Herstellung der zentralen öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung 
Schmutzwasserbeiträge zur Abgeltung der 
durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme 
gebotenen besonderen wirtschaftlichen Vor-
teile. 

(2) Der Schmutzwasserbeitrag deckt nicht die 
Kosten für den Grundstücksanschluss. 

 
§ 3 

Gegenstand der Beitragspflicht 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 

die an die zentrale öffentliche Schmutzwas-
serbeseitigungseinrichtung angeschlossen 
werden können und für die 

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und 
baulich oder gewerblich genutzt werden 
dürfen, 

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung besteht. 

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentli-
che Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung 
tatsächlich angeschlossen, so unterliegt es der 
Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 
Befindet sich das Grundstück im Außenbe-
reich, unterliegt es der Beitragspflicht, soweit 
für dieses die Möglichkeit einer Inanspruch-
nahme der zentralen öffentlichen Schmutz-

wasserbeseitigungseinrichtung besteht und 
dem Grundstück dadurch ein wirtschaftlicher 
Vorteil entsteht.  

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist - 
unabhängig von der Eintragung im Grund-
buch - der dem selben Eigentümer gehörende 
Teil der Grundfläche, der selbständig baulich 
oder gewerblich genutzt werden kann und 
selbstständig an die zentrale öffentliche 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung ange-
schlossen werden kann. 

 
§ 4 

Beitragsmaßstab 
 
(1) Der Beitrag wird für die Schmutzwasserbesei-

tigung nach einem nutzungsbezogenen Maß-
stab berechnet. Dabei ist die ermittelte 
Grundstücksfläche im Sinne des wirtschaftli-
chen Grundstücksbegriffes mit einem Faktor 
je Vollgeschoss zu multiplizieren. 
Zur Ermittlung des Beitrages werden im übri-
gen Verbandsgebiet für das erste Vollge-
schoss 100 % und für jedes weitere Vollge-
schoss 15 % der anrechenbaren Grundstücks-
fläche in Ansatz gebracht (Vollgeschossmaß-
stab). 

Im Entsorgungsgebiet WAVAS beträgt der 
Nutzungsfaktor bei Grundstücken mit einer 
Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss 1,0; für 
jedes weitere Vollgeschoss wird der Faktor 
um 0,25 erhöht. 

Als Vollgeschoss gelten alle oberirdischen 
Geschosse, die über mindestens zwei Drittel 
ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 
2,30 m haben. Geschosse, die ausschließlich 
der Unterbringung haustechnischer Anlagen 
dienen (Installationsgeschosse), gelten nicht 
als Vollgeschoss.  

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplanes die gesamte Fläche, 
wenn für das Grundstück im Bebau-
ungsplan bauliche oder gewerbliche 
Nutzung festgesetzt ist, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen 
eines Bebauungsplanes hinausreichen, 
die Fläche im Bereich des Bebauungs-
planes, wenn für diese bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist so-
wie die nach Buchstabe d) ermittelte 
Grundstücksfläche, 

c) bei Grundstücken, für die kein Bebau-
ungsplan besteht und die innerhalb eines 
im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
liegen (§ 34 Bau-GB), die Gesamtfläche 
des Grundstücks;  
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d) bei Grundstücken, die über die sich nach 
Buchstabe a) bis c) ergebenden Grenzen 
hinaus bebaut oder gewerblich genutzt 
sind, die Flächen, die im Rahmen des 
wirtschaftlichen Grundstücksbegriffes 
baulich oder gewerblich nutzbar sind;  

e) bei bebauten Grundstücken im Außen-
bereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche 
der an die Schmutzwasseranlage anzu-
schließenden Baulichkeiten (gemessen 
an den Außenmauern) dividiert durch 
die Grundflächenzahl 0,2. Die so ermit-
telte Fläche wird diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen 
jeweils im gleichen Abstand von den 
Außenwänden der Baulichkeit verlau-
fen, wobei bei einer Überschreitung der 
Grundstücksgrenze durch diese Zuord-
nung eine gleichmäßige Flächenergän-
zung auf dem Grundstück erfolgt. Sollte 
die so ermittelte Fläche im Einzelfall 
dem wirtschaftlichen Vorteil nicht ent-
sprechen, wird die anrechenbare Grund-
stücksfläche, die im Rahmen des wirt-
schaftlichen Grundstücksbegriffes bau-
lich oder gewerblich nutzbar ist.  

(3) Als Zahl der Vollgeschosse nach Absatz 1 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht, 

aa) die darin festgesetzte höchstzuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse, ist 
tatsächlich eine höhere Zahl von 
Vollgeschossen vorhanden, ist die-
se zu Grunde zu legen, 

bb) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse die Höhe der bauli-
chen Anlagen festgesetzt ist, in 
Gewerbe-, Industrie- und Sonder-
gebieten i. S. von § 11 Absatz 3 
BauNVO die durch 3,5 und in al-
len anderen Baugebieten die durch 
2,3 geteilte höchstzulässige Ge-
bäudehöhe auf ganze Zahlen kauf-
männisch gerundet, 

cc) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse  noch die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern nur ei-
ne Baumassenzahl festgesetzt ist, 
die durch 3,5 geteilte höchstzuläs-
sige Baumassenzahl auf ganze 
Zahlen kaufmännisch gerundet, 

dd) die Zahl der tatsächlich vorhande-
nen oder sich durch Umrechnung 
ergebenen Vollgeschosse, wenn 
aufgrund vorhandener Bebauung 
oder aufgrund von Ausnahmen o-

der Befreiungen die Zahl der Voll-
geschosse nach Buchstabe aa), die 
Gebäudehöhe nach Buchstabe bb) 
oder die Baumassenzahl nach 
Buchstabe cc) überschritten wer-
den, 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht, 

aa) bei bebauten Grundstücken die 
Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse,  
mindestens jedoch die Zahl der 
baurechtlich auf dem Grundstück 
zulässigen Vollgeschosse,  

bb) bei unbebauten Grundstücken die 
Zahl der baurechtlich zulässigen 
Vollgeschosse, 

cc) wenn es in der näheren Umgebung 
an einer Bebauung fehlt, anhand 
derer die überwiegende Zahl der 
Vollgeschosse ermittelt werden 
kann, die Zahl der Vollgeschosse, 
die nach Bebauungsplanrecht auf 
dem jeweiligen Grundstück zuläs-
sig wäre, mindestens jedoch die 
tatsächlich vorhandenen Vollge-
schosse, 

dd) bei Grundstücken, die mit einem 
Kirchengebäude bebaut sind, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, 
mindestens jedoch die Zahl der 
baurechtlich auf dem Grundstück 
zulässigen Vollgeschosse, 

ee) bei Grundstücken, auf denen nur 
ein Vollgeschoss besteht, obwohl 
die vorhandene Gebäudehöhe die 
Errichtung mehrerer Vollgeschosse 
erlauben würde, die Zahl der Voll-
geschosse, die sich ergibt, wenn 
man lit. a) bb) entsprechend an-
wendet. 

c) soweit in einem Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch die 
Gebäudehöhe noch die Baumassenzahl 
bestimmt ist, der in der näheren Umge-
bung überwiegend vorhandene  Berech-
nungswert nach Buchstabe b) aa) bis 
dd), 

(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich 
einer Satzung über einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan liegen, sind zur Ermittlung 
der Beitragsflächen die Vorschriften entspre-
chend anzuwenden, wie sie bestehen für 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Sat-
zung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind, 
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b) im Zusammenhang bebauter Ortsteile 
(§ 34 BauGB), wenn die Satzung keine 
Bestimmungen über das zulässige Nut-
zungsmaß enthält. 

 
§ 5 

Beitragssatz 
 
Der Beitragssatz für die erstmalige Herstellung der 
zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungs-
einrichtung beträgt 

 im Entsorgungsgebiet WAVAS 3,45 € 
 im übrigen Verbandsgebiet  3,24 € 

je Quadratmeter beitragspflichtiger Fläche. 
 

§ 6 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer zum Zeitpunkt der 

Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigen-
tümer des Grundstückes ist. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 
anstelle des Eigentümers der Erbbauberech-
tigte beitragspflichtig.  

Besteht für das Grundstück ein Nutzungs-
recht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Ei-
gentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes vom 21.09.1994 
(BGBl. I, S. 2457) genannten natürlichen o-
der juristischen Personen des privaten und 
des öffentlichen Rechts. Die Beitragspflicht 
dieses Personenkreises entsteht nur, wenn 
zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbe-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung 
eines Erbbaurechts oder den Ankauf des 
Grundstücks gemäß den §§ 15 und 16 des Sa-
chenrechtsbereinigungsgesetzes bereits aus-
geübt und gegen den Anspruch des Nutzers 
keine der nach dem Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz statthaften Einreden und Ein-
wendungen geltend gemacht worden sind; an-
derenfalls bleibt die Beitragspflicht des 
Grundstückseigentümers unberührt. 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner. 

 
§ 7 

Entstehung der Beitragspflicht 
 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das 
Grundstück an die öffentliche Einrichtung 
angeschlossen werden kann, frühestens je-
doch mit dem wirksamen Inkrafttreten dieser 
Satzung. 

(2) Im Falle des § 3 Absatz 2 Satz 1 entsteht die 
Beitragspflicht mit dem tatsächlichen An-
schluss der auf dem Grundstück vorhandenen 
Baulichkeit. 

§ 8 
Vorausleistungen 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können Vorausleis-
tungen verlangt werden, sobald mit der Durchfüh-
rung der Maßnahme begonnen worden ist. Die 
Vorausleistung darf 60 % der späteren Beitrags-
schuld nicht übersteigen. Die Vorausleistungen 
werden nach dem für den Beitrag geltenden Maßstab 
erhoben. § 6 gilt entsprechend. Eine entrichtete 
Vorausleistung wird bei der Erhebung des endgülti-
gen Beitrages gegenüber dem endgültigen Beitrags-
schuldner verrechnet. 
 

§ 9 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Schmutzwasserbeitrag wird durch Bescheid 
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. Das Gleiche gilt für die Erhebung 
einer Vorausleistung. 
 

§ 10 
Ablösung durch Vertrag 

 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht 

noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbeitrages ist nach 
Maßgabe des in den §§ 4 und 5 bestimmten 
Beitragsmaßstabes und Beitragssatzes zu er-
mitteln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird 
die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

 
§ 11 

Auskunfts- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Abgabepflichtigen und ihre Vertreter 
haben dem MAWV und dessen Beauftragten 
die für die Festsetzung und Erhebung der Ab-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

 
(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können 

an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 
1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem erforderli-
chen Umfange zu helfen. 

 
§ 12 

Anzeigepflicht 
 
(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 

Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
bepflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhan-
den, die die Berechnung der Abgaben beein-
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flussen, so hat die oder der Abgabenpflichtige 
dies unverzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht 
für sie oder ihn, wenn solche Anlagen neu ge-
schaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
§ 13 

Datenverarbeitung 
 
Zur Ermittlung der Abgabepflichtigen und zur 
Festsetzung und Erhebung der Abgaben nach dieser 
Satzung ist die Verarbeitung der hierfür erforderli-
chen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
gemäß der Vorschriften der Datenschutzgesetze 
beim MAWV bzw. bei den Mitgliedsgemeinden 
zulässig. 
 

§ 14 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 

handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1. entgegen § 11 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlichen Auskünfte nicht erteilt, 

2. entgegen § 12 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich an-
zeigt, 

3. entgegen § 12 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berech-
nung der Abgabe beeinflussen, 

4. entgegen § 12 Absatz 2 die Neuschaf-
fung, Änderung oder Beseitigung sol-
cher Anlagen nicht schriftlich anzeigt, 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 5.000,00 € geahndet werden. 

 
§ 15 

Sprachform 
 

Sämtliche in der männlichen Form gebrauchten 
Personenbezeichnungen gelten auch in der weibli-
chen Form. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01. Januar 2011 
in Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht    Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Auf Grund der Bekanntmachungsanordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II, S. 
435), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.04.2006 
(GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 16.06.2011 durch 
die Verbandsversammlung des Märkischen Abwas-
ser- und Wasserzweckverbandes beschlossene 
Schmutzwasserbeitragssatzung bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
gez. Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
4.) Wasserversorgungsbeitragssatzung für das 

Versorgungsgebiet WAVAS 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 

Wasserversorgungsbeitragssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 
für das Versorgungsgebiet WAVAS 

 
Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I. S. 
26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I. S. 202, 207), der §§ 4, 6 und 8 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I. 
202, 206), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.05.2009 (GVBl. I. 160)  hat die 
Verbandsversammlung des MAWV in ihrer Sitzung 
am  
16. Juni 2011 diese Satzung beschlossen. 
 
Inhaltsverzeichnis 

§  1 Grundsatz 

§  2 Beitragstatbestand 

§ 3 Entstehung der Beitragspflicht 

§ 4 Beitragspflichtige 

§ 5 Beitragsmaßstab 

§ 6 Beitragssatz 
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§ 7 Vorausleistungen 

§ 8 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 9 Ablösung durch Vertrag 

§ 10 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 11 Anzeigepflicht 

§ 12 Datenverarbeitung 

§ 13 Ordnungswidrigkeiten 

§ 14 Inkrafttreten 
 

§ 1 
Grundsatz 

 
(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der 

Wasserversorgungssatzung jeweils eine recht-
lich selbstständige öffentliche Einrichtung 

a) zur zentralen Wasserversorgung im Ver-
sorgungsgebiet des ehemaligen Wasser- 
und Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märki-
sche Heide für die Ortsteile Plattkow, 
Pretschen, Hohenbrück-Neu Schadow 
und Alt-Schadow, Krausnick-Groß 
Wasserburg, Storkow für die Ortsteile 
Limsdorf und Kehrigk, Märkisch Buch-
holz, Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Ver-
sorgungsgebiet WAVAS). 

b) zur zentralen Wasserversorgung im üb-
rigen Verbandsgebiet des MAWV. 

(2) Der Verband erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung für die Herstellung der öffentlichen 
Wasserversorgungseinrichtung im Versor-
gungsgebiet WAVAS Wasserversorgungs-
beiträge zur Abgeltung der durch die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme gebotenen wirt-
schaftlichen Vorteile. 

 
§ 2 

Beitragstatbestand 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 

die an die öffentliche Wasserversorgungsein-
richtung angeschlossen werden können und 
für die  

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und 
baulich oder gewerblich genutzt werden 
dürfen, 

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung besteht. 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche 
Wasserversorgungseinrichtung tatsächlich 
angeschlossen, so unterliegt es der Beitrags-
pflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. Befindet 
sich das Grundstück im Außenbereich, unter-
liegt es der Beitragspflicht, soweit für dieses 
die Möglichkeit einer Inanspruchnahme der 
öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung 
besteht und dem Grundstück dadurch ein 
wirtschaftlicher Vorteil entsteht.  

(3) Grundstück im Sinne der Satzung ist unab-
hängig von der Eintragung im Grundbuch der 
demselben Eigentümer gehörende Teil der 
Grundfläche, der selbständig baulich oder 
gewerblich genutzt werden kann und selb-
ständig an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage angeschlossen werden kann 
(wirtschaftlicher Grundstücksbegriff). 

 
§ 3 

Entstehung der Beitragspflicht 
 
(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das 

Grundstück an die öffentliche Wasserversor-
gungsanlage angeschlossen werden kann, frü-
hestens jedoch mit Inkrafttreten dieser Sat-
zung. 

(2) Im Falle des § 2 Absatz 2 entsteht die Bei-
tragspflicht, sobald das Grundstück an die öf-
fentliche Wasserversorgungsanlage ange-
schlossen ist. 

 
§ 4 

Beitragspflichtige 
 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der 

Entstehung der Beitragspflicht Eigentümer 
des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitrags-
pflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum 
sind die Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil bei-
tragspflichtig. 

(2) Besteht für das Grundstück ein Nutzungs-
recht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Ei-
gentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes vom 21. Septem-
ber 1994 (BGBl. I, S. 2457) genannten natür-
lichen und juristischen Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts. Die Beitragspflicht 
dieses Personenkreises entsteht nur, wenn 
zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbe-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung 
eines Erbbaurechts oder den Ankauf des 
Grundstückes gemäß den §§ 15 und 16 des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits 
ausgeübt und gegen den Anspruch des Nut-
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zers keine der nach dem Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz statthaften Einreden und Ein-
wendungen geltend gemacht worden sind; an-
derenfalls bleibt die Beitragspflicht des 
Grundstückseigentümers unberührt. 

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner. 

 
§ 5 

Beitragsmaßstab 
 

(1) Der Beitrag wird für die öffentliche Wasser-
versorgung nach einem nutzungsbezogenen 
Maßstab berechnet. Dafür ist die aufgrund 
dieser Satzung ermittelte Grundstücksfläche 
mit einem Nutzungsfaktor je Vollgeschoss zu 
multiplizieren. 

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplanes die gesamte Fläche, auf 
die der Bebauungsplan die bauliche, 
gewerbliche, industrielle oder sonstige 
Nutzungsfestsetzung bezieht, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen 
eines Bebauungsplanes hinausreichen, 
die Fläche im Bereich des Bebauungs-
planes, wenn für diese eine bauliche o-
der gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, 
sowie die  nach Buchstabe d) ermittelte 
Grundstücksfläche 

c) bei Grundstücken außerhalb des Gel-
tungsbereiches eines Bebauungsplanes, 
die gänzlich innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile im Sinne 
des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. 
August 1997 (BGBl. I S. 2141, berich-
tigt in BGBl. 1998 I S. 137) liegen, die 
gesamte baulich oder gewerblich nutz-
bare Fläche des Grundstückes, 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach 
Buchstabe a) bis c) ergebenden Grenzen 
in den Innenbereich bzw. den Außenbe-
reich hinausreichen, die Flächen, die im 
Rahmen des wirtschaftlichen Grund-
stücksbegriffes baulich oder gewerblich 
nutzbar sind   

e) bei bebauten und an die öffentliche 
Wasserversorgungsanlage angeschlos-
senen Grundstücken im Außenbereich  
(§ 35 BauGB) die Grundfläche der an 
die Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossenen Baulichkeiten (gemessen an 
den Außenmauern) sowie die sonstige 
bevorteilte Grundstückfläche im Rah-
men des wirtschaftlichen Grundstücks-
begriffes, die im Rahmen des wirtschaft-

lichen Grundstücksbegriffes baulich o-
der gewerblich nutzbar ist.   

Als Festlegung eines Bebauungsplanes gelten 
auch die Regelungen eines vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes und eines Vorhaben- 
und Entschließungsplanes. 

(3) Der Nutzungsfaktor beträgt 

bei Grundstücken mit einer Bebaubarkeit mit 
einem Vollgeschoss: 1,0; für jedes weitere 
Vollgeschoss wird der Faktor um 0,5 erhöht. 

(4) Als Vollgeschoss gelten alle oberirdischen 
Geschosse, die über mindestens zwei Drittel 
ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 
2,30 m haben. Geschosse, die ausschließlich 
der Unterbringung haustechnischer Anlagen 
dienen (Installationsgeschosse), gelten nicht 
als Vollgeschoss. 

(5) Als zulässige Zahl der Vollgeschosse nach 
Absatz 1 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht 

aa) die darin festgesetzte höchstzuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse, 

bb) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse die Höhe der bauli-
chen Anlagen ausgewiesen ist, in 
Gewerbe-, Industrie- und Sonder-
gebieten i. S. von § 11 Absatz 3 
BauNVO die durch 2,8 und in al-
len anderen Baugebieten die durch 
2,3 geteilte höchstzulässige Ge-
bäudehöhe auf ganze Zahlen kauf-
männisch gerundet. 

cc) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern nur ei-
ne Baumassenzahl festgesetzt ist, 
die durch 2,3 geteilte höchstzuläs-
sige Baumassenzahl auf ganze 
Zahlen kaufmännisch gerundet.  

dd) die Zahl der tatsächlich vorhande-
nen oder sich durch Umrechnung 
ergebenen Vollgeschosse, wenn 
aufgrund vorhandener Bebauung 
oder aufgrund von Ausnahmen o-
der Befreiungen die Zahl der Voll-
geschosse nach Buchstabe aa), die 
Gebäudehöhe nach Buchstabe bb) 
oder die Baumassenzahl nach 
Buchstabe cc) überschritten wird, 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht, 

aa) bei bebauten Grundstücken die 
Zahl der tatsächlich vorhandenen 
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Vollgeschosse, mindestens jedoch 
die Zahl der baurechtlich auf dem 
Grundstück zulässigen Vollge-
schosse 

bb) bei unbebauten Grundstücken die 
Zahl der baurechtlich zulässigen 
Vollgeschosse,  

cc) bei Grundstücken, die mit einem 
Kirchengebäude bebaut sind, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, 
mindestens jedoch die Zahl der 
baurechtlich auf dem Grundstück 
zulässigen Vollgeschosse, 

dd) bei Grundstücken, auf denen nur 
ein Vollgeschoss besteht, obwohl 
die vorhandene Gebäudehöhe die 
Errichtung mehrerer Vollgeschosse 
erlauben würde, die Zahl der Voll-
geschosse, die sich ergibt, wenn 
man lit. a) bb) entsprechend an-
wendet. 

c) soweit in einem Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch die 
Gebäudehöhe bzw. die Baumassenzahl 
bestimmt ist, der in der näheren Umge-
bung überwiegend vorhandene Berech-
nungswert nach Buchstabe b) aa) bis 
dd). 

(6) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich 
einer Satzung über einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan liegen, sind zur Ermittlung 
der Beitragsflächen die Vorschriften entspre-
chend anzuwenden, wie sie bestehen für 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Sat-
zung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) die im Zusammenhang bebauten Ortstei-
le (§ 34 BauGB), wenn die Satzung kei-
ne Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß enthält. 

 
§ 6 

Beitragssatz 
 
Der Beitragssatz beträgt inklusive der gesetzlichen 
Umsatzsteuer 0,71 Euro pro Quadratmeter beitrags-
pflichtiger Grundstücksfläche. 
 

§ 7 
Vorausleistungen 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemesse-
ne Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit der 
Durchführung der Maßnahmen begonnen worden ist. 
Die Vorausleistungen werden nach dem für den 
Beitrag geltenden Maßstab erhoben. Der § 4 gilt 
entsprechend. Eine entrichtete Vorausleistung wird 

bei der Erhebung des endgültigen Beitrages gegen-
über dem endgültigen Beitragsschuldner verrechnet. 
Die Vorausleistung darf 60 % der späteren Beitrags-
schuld nicht übersteigen. 
 

§ 8 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Wasserversorgungsbeitrag wird durch Bescheid 
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides fällig. Das gleiche gilt für die 
Erhebung einer Vorausleistung. 
 

§ 9 
Ablösung durch Vertrag 

 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht 

noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach 
Maßgabe des in §§ 4 und 5 bestimmten Bei-
tragsmaßstabes und Beitragssatzes zu ermit-
teln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird 
die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

 
§ 10 

Auskunfts- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Beitragspflichtigen und ihre Vertreter 
haben dem MAWV und dessen Beauftragten 
die für die Festsetzung und Erhebung der Ab-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können 
an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 
1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem erforderli-
chen Umfange zu helfen. 

 
§ 11 

Anzeigepflicht 
 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
benpflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhan-
den, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen, so hat die oder der Abgabepflichtige 
dies unverzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht 
für sie oder ihn, wenn solche Anlagen neu ge-
schaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
 
 
 



Seite - 18 - Amtsblatt für den Landkreis Oder-Spree vom  7. Juli 2011 18 Jahrgang Nr. 9 

 

§ 12 
Datenverarbeitung 

 
Zur Ermittlung der Gebühren- und Beitragspflichti-
gen und zur Festsetzung und Erhebung der Gebühren 
und Beitragserstattungen nach dieser Satzung ist die 
Verarbeitung der hierfür erforderlichen personen- 
und grundstücksbezogenen Daten gemäß der Vor-
schriften der Datenschutzgesetze beim MAWV bzw. 
bei deren Mitgliedsgemeinden zulässig. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 

handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

a) entgegen § 10 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlichen Auskünfte nicht erteilt, 

b) entgegen § 10 Absatz 2 verhindert, dass 
der MAWV und dessen Beauftragte an 
Ort und Stelle ermitteln können und die 
dazu erforderliche Hilfe verweigert, 

c) entgegen § 11 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich an-
zeigt, 

d) entgegen § 11 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berech-
nung der Abgabe beeinflussen, 

e) entgegen § 11 Absatz 2 die Neuschaf-
fung, Änderung oder Beseitigung solcher 
Anlagen nicht schriftlich anzeigt und es 
dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkür-
zen oder nicht gerechtfertigte Abgaben-
vorteile zu erlangen (Abgabengefähr-
dung). 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu der in § 15 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Brandenburg 
festgelegten Höhe geahndet werden. 

 
§ 14 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 01.10.2004 in 
Kraft und im Falle des wirksamen Inkrafttretens der 
Wasserversorgungsbeitragssatzung vom 15.10.2008 
außer Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Auf Grund der Bekanntmachungsanordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II, S. 
435), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.04.2006 
(GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 16.06.2011 durch 
die Verbandsversammlung des Märkischen Abwas-
ser- und Wasserzweckverbandes beschlossene 
Wasserversorgungsbeitragssatzung für das Versor-
gungsgebiet WAVAS bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 
 
5.) Schmutzwasserbeitragssatzung für das Ver-

sorgungsgebiet WAVAS 
 
Märkischer Abwasser- und Wasserzweckverband 
MAWV, Königs Wusterhausen, Köpenicker Str. 25, 
15711 Königs Wusterhausen 
Tel.-Nr.: 03375/2568823 Fax-Nr.: 03375/2568826 
 
 

Schmutzwasserbeitragssatzung 
des 

Märkischen Abwasser- und Wasserzweckver-
bandes 

(MAWV) 
für das Entsorgungsgebiet WAVAS 

 
Aufgrund des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg (BbgKVerf.) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18.12.2007 (GVBl. I. S. 
26), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 
(GVBl. I. S. 202, 207), der §§ 4, 6 und 8 des Geset-
zes über kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land 
Brandenburg (GKG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.05.1999 (GVBl. I, S. 194), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 23.09.2008 (GVBl. I. 
202, 206), der §§ 1, 2, 6, 8 und 10 des Kommunal-
abgabengesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.03.2004 (GVBl. I, S. 194), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 27.05.2009 (GVBl. I. 160)  hat die 
Verbandsversammlung des MAWV in ihrer Sitzung 
am 16. Juni 2011 diese Satzung beschlossen. 
 
Inhaltsverzeichnis 
 
§  1 Grundsatz 

§  2 Beitragstatbestand 

§ 3 Entstehung der Beitragspflicht 

§ 4 Beitragspflichtige 

§ 5 Beitragsmaßstab 
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§ 6 Beitragssatz 

§ 7 Vorausleistungen 

§ 8 Veranlagung und Fälligkeit 

§ 9 Ablösung durch Vertrag 

§ 10 Auskunfts- und Duldungspflicht 

§ 11 Anzeigepflicht 

§ 12 Datenverarbeitung 

§ 13 Ordnungswidrigkeiten 

§ 14 Inkrafttreten 
 

§ 1 
Grundsatz 

 
(1) Der MAWV betreibt nach Maßgabe der 

Schmutzwasserbeseitigungssatzung zur Be-
seitigung des in seinem Entsorgungsgebiet an-
fallenden Schmutzwassers 

(a) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
Gebiet des ehemaligen Wasser- und 
Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märki-
sche Heide für die Ortsteile Plattkow, 
Pretschen, Hohenbrück-Neu Schadow 
und Alt-Schadow, Krausnick-Groß 
Wasserburg, Storkow für die Ortsteile 
Limsdorf und Kehrigk, Märkisch Buch-
holz, Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Entsor-
gungsgebiet WAVAS), 

b) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
zentralen Schmutzwasserbeseitigung im 
übrigen Verbandsgebiet des MAWV, 

c) eine rechtlich selbstständige Anlage zur 
dezentralen Schmutzwasserbeseitigung 
im Gebiet des ehemaligen Wasser- und 
Abwasserverbandes Alt-Schadow 
(WAVAS) mit den Gemeinden Märki-
sche Heide für die Ortsteile Plattkow, 
Pretschen, Hohenbrück-Neu Schadow 
und Alt-Schadow, Krausnick-Groß 
Wasserburg, Storkow für die Ortsteile 
Limsdorf und Kehrigk, Märkisch Buch-
holz, Münchehofe, Unterspreewald und 
Tauche für den Ortsteil Werder (Entsor-
gungsgebiet WAVAS), 

d) eine rechtlich selbstständige Anlage 
zur dezentralen Schmutzwasserbesei-
tigung im übrigen Verbandsgebiet, 

als jeweils öffentliche Einrichtung. 

(2) Der Verband erhebt nach Maßgabe dieser 
Satzung für die Herstellung der öffentlichen 
Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung im 

Entsorgungsgebiet WAVAS Schmutzwas-
serbeiträge zur Abgeltung der durch die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme gebotenen wirt-
schaftlichen Vorteile. 

 
§ 2 

Beitragstatbestand 
 
(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, 

die an die öffentliche Schmutzwasserentsor-
gungseinrichtung angeschlossen werden kön-
nen und für die  

a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder 
gewerblich genutzt werden dürfen, 

b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung 
nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der 
Verkehrsauffassung Bauland sind und 
baulich oder gewerblich genutzt werden 
dürfen, 

c) bereits eine bauliche oder gewerbliche 
Nutzung besteht. 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentliche 
Schmutzwasserentsorgungseinrichtung tat-
sächlich angeschlossen, so unterliegt es der 
Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraus-
setzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 
Befindet sich das Grundstück im Außenbe-
reich, unterliegt es der Beitragspflicht, soweit 
für dieses die Möglichkeit einer Inanspruch-
nahme der öffentlichen Wasserversorgungs-
einrichtung besteht und dem Grundstück 
dadurch ein wirtschaftlicher Vorteil entsteht.  

(3) Grundstück im Sinne der Satzung ist unab-
hängig von der Eintragung im Grundbuch der 
demselben Eigentümer gehörende Teil der 
Grundfläche, der selbständig baulich oder 
gewerblich genutzt werden kann und selb-
ständig an die öffentliche Schmutzwasserent-
sorgungseinrichtung angeschlossen werden 
kann (wirtschaftlicher Grundstücksbegriff). 

 
§ 3 

Entstehung der Beitragspflicht 
 

(1) Die Beitragspflicht entsteht, sobald das 
Grundstück an die öffentliche Schmutzwas-
serentsorgungseinrichtung angeschlossen 
werden kann, frühestens jedoch mit Inkraft-
treten dieser Satzung. 

 
(2) Im Falle des § 2 Absatz 2 entsteht die Bei-

tragspflicht, sobald das Grundstück an die öf-
fentliche Schmutzwasserentsorgungseinrich-
tung angeschlossen ist. 
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§ 4 
Beitragspflichtige 

 
(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der 

Entstehung der Beitragspflicht Eigentümer 
des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit 
einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des 
Eigentümers der Erbbauberechtigte beitrags-
pflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum 
sind die Wohnungs- und Teileigentümer nur 
entsprechend ihrem Miteigentumsanteil bei-
tragspflichtig. 

(2) Besteht für das Grundstück ein Nutzungs-
recht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Ei-
gentümers. Nutzer sind die in § 9 des Sachen-
rechtsbereinigungsgesetzes vom 21. Septem-
ber 1994 (BGBl. I, S. 2457) genannten natür-
lichen und juristischen Personen des privaten 
und öffentlichen Rechts. Die Beitragspflicht 
dieses Personenkreises entsteht nur, wenn 
zum Zeitpunkt des Erlasses des Beitragsbe-
scheides das Wahlrecht über die Bestellung 
eines Erbbaurechts oder den Ankauf des 
Grundstückes gemäß den §§ 15 und 16 des 
Sachenrechtsbereinigungsgesetzes bereits 
ausgeübt und gegen den Anspruch des Nut-
zers keine der nach dem Sachenrechtsbereini-
gungsgesetz statthaften Einreden und Ein-
wendungen geltend gemacht worden sind; an-
derenfalls bleibt die Beitragspflicht des 
Grundstückseigentümers unberührt. 

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Ge-
samtschuldner. 

 
§ 5 

Beitragsmaßstab 
 

(1) Der Beitrag wird für die öffentliche 
Schmutzwasserentsorgung nach einem nut-
zungsbezogenen Maßstab berechnet. Dafür ist 
die aufgrund dieser Satzung ermittelte Grund-
stücksfläche mit einem Nutzungsfaktor je 
Vollgeschoss zu multiplizieren. 

(2) Als anrechenbare Grundstücksfläche gilt: 

a) bei Grundstücken im Bereich eines Be-
bauungsplanes die gesamte Fläche, auf 
die der Bebauungsplan die bauliche, 
gewerbliche, industrielle oder sonstige 
Nutzungsfestsetzung bezieht, 

b) bei Grundstücken, die über die Grenzen 
eines Bebauungsplanes hinausreichen, 
die Fläche im Bereich des Bebauungs-
planes, wenn für diese eine bauliche oder 
gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, so-
wie die  nach Buchstabe d) ermittelte 
Grundstücksfläche 

c) bei Grundstücken außerhalb des Gel-
tungsbereiches eines Bebauungsplanes, 
die gänzlich innerhalb der im Zusam-
menhang bebauten Ortsteile im Sinne 
des § 34 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. 
August 1997 (BGBl. I S. 2141, berich-
tigt in BGBl. 1998 I S. 137) liegen, die 
gesamte baulich oder gewerblich nutz-
bare Fläche des Grundstückes, 

d) bei Grundstücken, die über die sich nach 
Buchstabe a) bis c) ergebenden Grenzen 
in den Innenbereich bzw. den Außenbe-
reich hinausreichen, die Flächen, die im 
Rahmen des wirtschaftlichen Grund-
stücksbegriffes baulich oder gewerblich 
nutzbar sind, 

e) bei bebauten und an die öffentliche 
Schmutzwasserentsorgungseinrichtung 
angeschlossenen Grundstücken im Au-
ßenbereich (§ 35 BauGB) die Grundflä-
che der an die Schmutzwasserentsor-
gungseinrichtung angeschlossenen Bau-
lichkeiten (gemessen an den Außenmau-
ern) sowie die sonstige bevorteilte 
Grundstückfläche im Rahmen des wirt-
schaftlichen Grundstücksbegriffes, die 
im Rahmen des wirtschaftlichen Grund-
stücksbegriffes baulich oder gewerblich 
nutzbar ist.  

Als Festlegung eines Bebauungsplanes gel-
ten auch die Regelungen eines vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplanes und eines Vor-
haben- und Entschließungsplanes. 

(3) Der Nutzungsfaktor beträgt 

bei Grundstücken mit einer Bebaubarkeit mit 
einem Vollgeschoss: 1,0; für jedes weitere 
Vollgeschoss wird der Faktor um 0,25 erhöht. 

(4) Als Vollgeschoss gelten alle oberirdischen 
Geschosse, die über mindestens zwei Drittel 
ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 
2,30 m haben. Geschosse, die ausschließlich 
der Unterbringung haustechnischer Anlagen 
dienen (Installationsgeschosse), gelten nicht 
als Vollgeschoss. 

(5) Als zulässige Zahl der Vollgeschosse nach 
Absatz 1 gilt 

a) soweit ein Bebauungsplan besteht 

aa) die darin festgesetzte höchstzuläs-
sige Zahl der Vollgeschosse; ist 
tatsächlich eine höhere Zahl von 
Vollgeschossen vorhanden, ist 
diese zu Grunde zu legen, 
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bb) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan statt der Zahl der 
Vollgeschosse die Höhe der bauli-
chen Anlagen ausgewiesen ist, in 
Gewerbe-, Industrie- und Sonder-
gebieten i. S. von § 11 Absatz 3 
BauNVO die durch 2,8 und in al-
len anderen Baugebieten die durch 
2,3 geteilte höchstzulässige Ge-
bäudehöhe auf ganze Zahlen kauf-
männisch gerundet.  

cc) bei Grundstücken, für die im Be-
bauungsplan weder die Zahl der 
Vollgeschosse noch die Höhe der 
baulichen Anlagen, sondern nur ei-
ne Baumassenzahl festgesetzt ist, 
die durch 2,3 geteilte höchstzuläs-
sige Baumassenzahl auf ganze 
Zahlen kaufmännisch gerundet.  

dd) die Zahl der tatsächlich vorhande-
nen oder sich durch Umrechnung 
ergebenen Vollgeschosse, wenn 
aufgrund vorhandener Bebauung 
oder aufgrund von Ausnahmen o-
der Befreiungen die Zahl der Voll-
geschosse nach Buchstabe aa), die 
Gebäudehöhe nach Buchstabe bb) 
oder die Baumassenzahl nach 
Buchstabe cc) überschritten wird, 

b) soweit kein Bebauungsplan besteht, 

aa) bei bebauten Grundstücken die 
Zahl der tatsächlich vorhandenen 
Vollgeschosse, mindestens jedoch 
die Zahl der baurechtlich auf dem 
Grundstück zulässigen Vollge-
schosse 

bb) bei unbebauten Grundstücken die 
Zahl der baurechtlich zulässigen 
Vollgeschosse, 

cc) bei Grundstücken, die mit einem 
Kirchengebäude bebaut sind, die 
Zahl von einem Vollgeschoss, 
mindestens jedoch die Zahl der 
baurechtlich auf dem Grundstück 
zulässigen Vollgeschosse, 

dd) bei Grundstücken, auf denen nur 
ein Vollgeschoss besteht, obwohl 
die vorhandene Gebäudehöhe die 
Errichtung mehrerer Vollgeschosse 
erlauben würde, die Zahl der Voll-
geschosse, die sich ergibt, wenn 
man lit. a) bb) entsprechend an-
wendet. 

c) soweit in einem Bebauungsplan weder 
die Zahl der Vollgeschosse noch die 
Gebäudehöhe bzw. die Baumassenzahl 

bestimmt ist, der in der näheren Umge-
bung überwiegend vorhandene Berech-
nungswert nach Buchstabe b) aa) bis 
dd). 

(6) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich 
einer Satzung über einen Vorhaben- und Er-
schließungsplan liegen, sind zur Ermittlung 
der Beitragsflächen die Vorschriften entspre-
chend anzuwenden, wie sie bestehen für 

a) Bebauungsplangebiete, wenn in der Sat-
zung Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß getroffen sind, 

b) die im Zusammenhang bebauten Ortstei-
le (§ 34 BauGB), wenn die Satzung kei-
ne Bestimmungen über das zulässige 
Nutzungsmaß enthält. 

 
§ 6 

Beitragssatz 
 
Der Beitragssatz beträgt inklusive der gesetzlichen 
Umsatzsteuer 3,45 Euro pro Quadratmeter beitrags-
pflichtiger Grundstücksfläche. 
 

§ 7 
Vorausleistungen 

 
Auf die künftige Beitragsschuld können angemesse-
ne Vorausleistungen verlangt werden, sobald mit der 
Durchführung der Maßnahmen begonnen worden ist. 
Die Vorausleistungen werden nach dem für den 
Beitrag geltenden Maßstab erhoben. Der § 4 gilt 
entsprechend. Eine entrichtete Vorausleistung wird 
bei der Erhebung des endgültigen Beitrages gegen-
über dem endgültigen Beitragsschuldner verrechnet. 
Die Vorausleistung darf 60 % der späteren Beitrags-
schuld nicht übersteigen. 
 

§ 8 
Veranlagung und Fälligkeit 

 
Der Schmutzwasserbeitrag wird durch Bescheid 
festgesetzt und einen Monat nach Bekanntgabe des 
Beitragsbescheides fällig. Das gleiche gilt für die 
Erhebung einer Vorausleistung. 
 

§ 9 
Ablösung durch Vertrag 

 
(1) In den Fällen, in denen die Beitragspflicht 

noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung 
durch Vertrag vereinbart werden. 

(2) Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach 
Maßgabe des in §§ 5 und 6 bestimmten Bei-
tragsmaßstabes und Beitragssatzes zu ermit-
teln. 

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetrages wird 
die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 
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§ 10 
Auskunfts- und Duldungspflicht 

 
(1) Die Beitragspflichtigen und ihre Vertreter 

haben dem MAWV und dessen Beauftragten 
die für die Festsetzung und Erhebung der Ab-
gaben erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

(2) Der MAWV und dessen Beauftragte können 
an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Absatz 
1 zur Auskunft verpflichteten Personen haben 
dies zu ermöglichen und in dem erforderli-
chen Umfange zu helfen. 

 
§ 11 

Anzeigepflicht 
 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am 
Grundstück mit Auswirkungen auf die Abga-
benpflicht ist dem MAWV sowohl von dem 
Veräußerer als auch von dem Erwerber inner-
halb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhan-
den, die die Berechnung der Abgaben beein-
flussen, so hat die oder der Abgabepflichtige 
dies unverzüglich dem Verband schriftlich 
anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht 
für sie oder ihn, wenn solche Anlagen neu ge-
schaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 
§ 12 

Datenverarbeitung 
 

Zur Ermittlung der Gebühren- und Beitragspflichti-
gen und zur Festsetzung und Erhebung der Gebühren 
und Beitragserstattungen nach dieser Satzung ist die 
Verarbeitung der hierfür erforderlichen personen- 
und grundstücksbezogenen Daten gemäß der Vor-
schriften der Datenschutzgesetze beim MAWV bzw. 
bei deren Mitgliedsgemeinden zulässig. 
 

§ 13 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 15 KAG 

handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

a) entgegen § 10 Absatz 1 die für die Fest-
setzung und Erhebung der Abgaben er-
forderlichen Auskünfte nicht erteilt, 

b) entgegen § 10 Absatz 2 verhindert, dass 
der MAWV und dessen Beauftragte an 
Ort und Stelle ermitteln können und die 
dazu erforderliche Hilfe verweigert, 

c) entgegen § 11 Absatz 1 den Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht 
innerhalb eines Monats schriftlich an-
zeigt, 

d) entgegen § 11 Absatz 2 nicht schriftlich 
anzeigt, dass Anlagen auf dem Grund-
stück vorhanden sind, die die Berech-
nung der Abgabe beeinflussen, 

e) entgegen § 11 Absatz 2 die Neuschaf-
fung, Änderung oder Beseitigung sol-
cher Anlagen nicht schriftlich anzeigt 
und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu 
verkürzen oder nicht gerechtfertigte Ab-
gabenvorteile zu erlangen (Abgabenge-
fährdung). 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu der in § 15 des Kommunal-
abgabengesetzes für das Land Brandenburg 
festgelegten Höhe geahndet werden. 

 
§ 14 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt rückwirkend zum 09.11.2004 in 
Kraft und im Falle des wirksamen Inkrafttretens der 
Schmutzwasserbeitragssatzung vom 15.10.2008 
außer Kraft. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht    Dienstsiegel 
Verbandsvorsteher 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Auf Grund der Bekanntmachungsanordnung für das 
Land Brandenburg vom 01.12.2000 (GVBl. II, S. 
435), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.04.2006 
(GVBl. I, S. 46, 48) wird die am 16.06.2011 durch 
die Verbandsversammlung des Märkischen Abwas-
ser- und Wasserzweckverbandes beschlossene 
Schmutzwasserbeitragssatzung für das Entsorgungs-
gebiet WAVAS bekannt gemacht. 
 
Königs Wusterhausen, 17. Juni 2011 
 
 
Albrecht 
Verbandsvorsteher 
 


